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Südsichten zu den Anschlägen in den USA

Es tut mir leid um die Opfer

Mir tun die 10'000 unschuldigen Opfer des World Trade
Center leid, ebenso wie mir die 200'000 Verschwundenen und
Ermordeten des schmutzigen Krieges in Guatemala leid tun.
Es ist für mich ebenso unvorstellbar, wie die Passagiere in den
als Bomben verwendeten Flugzeugen ihre letzten Augenblik-
ken erlebt haben, wie es für mich unvorstellbar ist, was die
Menschen verspürt haben, die während dem Brand der spani-
schen Botschaft in Guatemala ums Leben kamen. Ich teile die
Verzweiflung der Familienangehörigen der Opfer, die bis heute
nicht wissen, ob ihre Liebsten unter den Trümmern des World
Trade Centers überlebt haben, weil ich meine eigene Verzweif-
lung kenne, angesichts der Ermordung und des Verschwin-
dens meiner eigenen Liebsten in den Jahren 1968, 1978, 1982
und 1984 in Guatemala. Viele GuatemaltekInnen wissen, wie
diese Verzweiflung ist, weil wir sie selber erlebt haben.

Wir wissen aber auch, dass der Krieg in Guatemala, der
nach 1954 ausbrach, die Konsequenz einer Invasion der Verei-
nigten Staaten war. Die Bevölkerung der Vereinigten Staaten,
die ZeugInnen und Familienangehörigen der Opfer von New
York werden für den Rest ihres Lebens geprägt sein, ebenso
wie meine Generation  geprägt ist von der Invasion der CIA in
Guatemala.

Diese Invasion fand statt, weil es ein Land gibt, dessen
Regierung und Bevölkerung davon überzeugt sind, dass ihr
Militär immer und überall grünes Licht hat, wenn es darum
geht, ihre Freiheit und ihr Recht, sich immer die grösste Schei-
be von allem abzuschneiden, zu verteidigen.

Wenn ich mir überlege, dass die Terroristen die Symbole
der Wirtschaft, des Militärs sowie (laut Zeitungsmeldungen)
den Präsidenten, angreifen wollten, kommen mir unweigerlich
die Bilder in den Sinn, als vor 28 Jahren in Santiago de Chile,
die Kanonen der vom CIA und Henry Kissinger unterstützten
militärischen Verräter, den Palacio de Moneda bombardierten
um den Präsidenten Salvador Allende zu stürzen um umzu-
bringen.

Heute erheben sich in den USA die Stimmen jener, die
nach Rache rufen. Und die US-amerikanischen Politiker beu-

gen sich dem Ruf ihrer WählerInnen und stellen 20 Milliar-
den US-$ für ein nächstes Massaker zur Verfügung. Dazu
kommt mir folgender Gedanke: Wenn die USA von einem
Staatsmann und nicht von einem Cowboy mit spitzen Stie-
feln und Texanerhut regiert würde, beabsichtigten sie nicht,
grundlegende Freiheiten ausser Kraft zu setzten, als Folge
der unwirksamen Kontrollmechanismen, die sich faschi-
stische Hitzköpfe, sog. Sicherheitsbeamte, ausgedacht
haben. Sondern sie würden Wege suchen, um weniger
aggressive Umgangsformen mit dem Rest der Welt zu pfle-
gen. Sie würden sich Politikformen überlegen, die für die
anderen Länder gerechter sind, vor allem für diejenigen,
die wegen ihrer Handelspolitik und durch die von ihnen
unterstützten Diktaturen unterdrückt und ausgebeutet
sind. Sie würden ihre bedingungslose Unterstützung der
zionistischen Regierung Israels noch einmal überdenken.
Sie würden die Bereitschaft zeigen, die internationalen Ab-
kommen zur Eindämmung der Umweltkatastrophe zu un-
terzeichnen und ernst zu nehmen, auch wenn das bedeu-
tet, dass sie weniger Klimaanlagen bauen könnten und
sich etwas ökologischer Fortbewegen müssten. Aber die
Realität beweist das Gegenteil. Alle BewohnerInnen die-
ser Erde werden wir die Konsequenzen der steigenden
Paranoia der USA zu spüren bekommen.

Zum Schluss möchte ich eines festhalten: Wenn die
mächtigen Geheimdienste der USA nicht fähig waren, den
Anschlag vom 11. September zu verhindern, können sie
auch in Zukunft wenig gegen solche Anschläge machen.
Ohne eine Veränderung der US-amerikanischen Aussen-
politik, ohne die Aufgabe ihrer unilateral übernommenen
Rolle als Weltpolizei, ohne dass sie aufhören, ihre Interes-
sen auf Teufel komm raus auf der ganzen Welt (und gegen
ihre eigenen Minderheiten) durchzusetzen, kann überall
auf der Welt eine soziale oder politische Bewegung wach-
sen, die im Terrorismus enden kann: Wo die Würde eines
Volkes mit den Füssen getreten wird, sind die Grundrechte
eingeschränkt, die Kultur zerstört und die Zukunft ruiniert.

(José Cruz, La Tertulia)

"Die Anschläge in den Vereinigten Staaten treffen uns alle", lauten die einstimmigen Kommentare in den Zeitun-
gen weltweit. Der Grundtenor in den deutschsprachigen Medien ist: Solidarität mit dem US-amerikanischen Volk -
und mit der US-amerikanischen Regierung. Auch wenn einzelne Stimmen zur Besonnenheit aufrufen, ist man sich
einig, dass sich die USA 'rächen' müssen und die Regierungen sind bereit, sie dabei militärisch zu unterstützen.

Unterdessen haben uns auch Kommentare aus Guatemala erreicht, die, aufgrund der jüngsten Geschichte des
Landes, zu der bekanntlich die Vereinigten Staaten das ihre beigetragen haben, eine etwas andere Sichtweise einneh-
men: Solidarität mit den Betroffenen - aber Kritik an der US-amerikanischen Regierung unter Hinweis  auf die
historischen und strukturellen Ursachen, die zu solchen Anschlägen führen können. Wir drucken im folgenden drei
dieser Kommentare ab.
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Was geschah in den Ver-
einigten Staaten?

Nach dem zweiten Weltkrieg ha-
ben die Vereinigten Staaten eine Vor-
machtstellung eingenommen und da-
mit eine neue Ära der Kultur, der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik eingeleitet,
und die internationalen Beziehungen
bestimmt. Sie gelten als das Vorbild in
Sachen westlicher Demokratie und
vermitteln ein Verständnis von Frei-
heit, Justiz und sozialer Gerechtigkeit,
das prägend ist für die ganze Welt.

Das Bestreben, diese Vormacht-
stellung aufrechtzuerhalten, hat zu ei-
ner Reihe politischer Entscheide ge-
führt, die andernorts zu Ungerechtig-
keit, Armut und politischer Unstabili-
tät geführt haben. Paramilitärische
Bewegungen wurden gestützt oder
Invasionen gestartet, um Regierungen
zu stürzen, die sich gegen die US-ame-
rikanischen Interessen wendeten.
Dadurch wurden bestehende Konflik-
te zwischen einzelnen Ländern ver-
stärkt und Rassismus geschürt, kurz:
der Preis war hoch.

Unzählige Male haben die ver-
schiedensten PolitikerInnen vor den
Auswirkungen der US-amerikani-
schen Politik gewarnt. Doch diese
wurde weiter betrieben. Mit den jüng-

sten Anschlägen wurde ein eindeuti-
ges Signal ausgesandt: Auch das Im-
perium ist verletzlich, auch das Im-
perium kann Opfer der Gewalt wer-
den.

Es ist schrecklich, die Zivilbevöl-
kerung als militärisches Ziel zu benut-
zen. Aber ist es nicht genau so
schrecklich, ein Volk langsam aushun-
gern zu lassen oder an ihm die ver-
schiedensten Waffen auszuprobieren?

Es ist bedenklich, mit welcher
Kaltblütigkeit gegen die Sicherheits-
vorkehrungen und die Kontrolle in die-
sem Land verstossen wurden. Aber
ist es nicht ebenso bedenklich, mit
welcher Kaltblütigkeit die Souveräni-
tät von Ländern verletzt wird, um di-
rekte oder indirekte Militärinvasionen
durchzuführen?

Der Grund der internationalen
Aufregung ist die Angst davor, dass
die Weltwirtschaft in die Krise gerät.
Aber ist es nicht auch ein Grund zur
Aufregung, dass die Wirtschaften un-
terentwickelte Länder kollabieren, weil
sie völlig vom US-Handel abhängig
sind?

Es ist besorgniserregend, dass die
Reaktion auf diese Ereignisse eine Zu-
nahme des Rassismus gegen Nicht-
US-BürgerInnen ist und gegen alle, die
die Ideale der USA nicht teilen. Aber

ist es nicht ebenso besorgniserregend,
dass die USA mit ihrer Politik den
Rassismus und den Zerfall sozialer
Gemeinschaften förderte?

Wir könnten hier eine ganze Li-
ste von Politiken und Aktionen der
Vereinigten Staaten aufzählen und diese
Liste wäre sehr lang.

Auf der einen Seite wird alles
unternommen, um die Opfer zu ber-
gen, ihre Angehörigen zu betreuen, die
Untersuchungen  und die Suche nach
den Verantwortlichen zu intensivieren.
Auf internationaler Ebene macht sich
derweil eine Stimmung des 'Reihen
schliessen' breit, um das politische und
wirtschaftliche System zu verteidigen,
das die USA während der letzten Jahr-
zehnte aufgebaut hat. Dieses System
scheint jetzt an einem Faden zu hän-
gen und unter Zustimmung aller zu ei-
ner Verhärtung der internationalen und
der Militärpolitik zu führen. Damit
werden die Spannungen zunehmen,
die sich mit der Regierungsübernah-
me von Bush verstärkt haben und
können, je nach dem, wie sich die
anderen Regierungen verhalten, zu ei-
nem bewaffneten Konflikt schreckli-
chen Ausmasses für die Menschheit
führen.
(Institut für politische, wirtschaftlich
und soziale Studien, IPES)

Lebendiger denn je

Die Tragödie in den Vereinigten
Staaten vom 11. September hat, wie
das oft geschieht, wenn wichtige Er-
eignisse die Weltmacht betreffen, die
lokalen Realitäten rund um den Erd-
ball, aus der Berichterstattung ver-
drängt. Diese Konzentration auf die
USA kommt den verschiedenen Poli-
tikerInnen zugute, die es satt haben,
in ihren Ländern täglich von den Me-
dien kritisiert werden.

In unseren Zeitungen verliert das
Lokale an Relevanz, während die be-
rechtigten Ängste darüber zunehmen,
wie wohl der Dschungelkönig reagie-
ren wird, nachdem er einen Tritt an
seiner empfindlichsten Stelle verpasst
kriegte. Bitte verstehen Sie mich nicht
falsch: Niemand, der seine fünf Sinne
beisammen hat und auch nur ein Mi-
nimum an Sensibilität besitzt, lässt sich
nicht von der Trauer des US-ameri-
kanischen Volkes bewegen. Aber man
muss die Dinge aus der richtigen Per-
spektive betrachten, denn die Tragö-
die ist nicht aus dem Nichts entstan-
den.

Mit dem US-amerikanischen Volk
müssen wir uns solidarisieren, denn
wir wissen, dass auch es Opfer sei-

ner eigenen Regierungen war und ist
(etwas, das wir ja aus unseren Brei-
tengraden sehr gut kennen). Ich
möchte aber daran erinnern, dass vor
nicht langer Zeit das guatemaltekische
Volk unter der antikommunistischen
Paranoia mehrerer US-amerikanischer
Regierungen zu leiden hatte. Unser
Land hat sich bis heute nicht davon
erholt. Diejenigen Leute, die vor den
Massakern fliehen mussten und sie
überlebten, haben bis heute nichts an
Wiedergutmachung erfahren. Diese
Massaker wurden von unserem eige-
nen, von den USA finanzierten und in
der Escuela de las Américas ausge-
bildeten Militär ausgeübt. Dabei war
unsere Zivilbevölkerung genau so un-
schuldig wie die Personen, die sich
im Moment des Anschlages in den
Türmen des World Trade Centers auf-
gehalten haben.

Es stimmt: Terrorismus ist gräss-
lich und muss verurteilt werden, wo
immer er ausgeführt wird. Doch die
Kriminellen, die ihn ausüben, kommen
nicht nur von der anderen Seite des
Ozeans. Wenn als 'Kriegsverbrecher'
all jene gelten, die, selbst zu Kriegs-
zeiten unakzeptierbare Greueltaten
ausüben, gehören dazu auch viele
Funktionäre der heutigen US-Regie-

rung: Colin Powell, verantwortlich für
die Angriffe auf Panama und den Irak
und der ehemalige Präsident Bush für
seine Verantwortung an der Ermor-
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Kongress über Gender-Studien in Antigua
Guatemala, 31. Aug. In Anti-

gua Guatemala fand vom 28. bis 30.
August der Erste zentralamerikani-
sche Kongress zu Gender-Studien statt.
Über 800 Frauen und Männer nahmen
an dem von der Lateinamerikanischen
Fakultät für Sozialwissenschaften
(FLACSO) organisierten Kongress
teil, viel mehr als erwartet.

Dieser Kongress sollte ein Ort
sein, wo Männer und Frauen, ausge-
hend von Feminismus und Geschlech-
tertheorie,  ihre unterschiedlichen Er-
fahrungen und Erkenntnisse austau-
schen können.

Und während viele Frauen in La-
teinamerika nicht einmal wissen, dass
sie als Frauen spezifische Rechte ha-
ben befassten sich die TeilnehmerIn-
nen des Kongresses mit ambitiösen
Themen wie Gleichberechtigung der
Geschlechter, Frauen, Land und Um-
welt, Geschichte und Politik, Wirt-

schaft und Macht, interkulturelle Be-
ziehungen.

Die mexikanische Anthropologin
Marcela Lagarde betonte in ihrer Be-
grüssungsrede, dass Feminismus im-
mer noch ein Tabu in den Gesellschaf-
ten Lateinamerikas sei. So bestand
denn auch, selbst in diesem mehrheit-
lich akademischen Kreis, keine Einig-
keit darüber, was unter 'Gender' zu
verstehen sei. (Das 'soziale Ge-
schlecht', im Vergleich zum 'biologi-
schen Geschlecht'. Die Red.)

Die vielen TeilnehmerInnen und
die Anwesenheit auch junger Frauen,
ist ein Zeichen dafür, dass das Thema
Feminismus auch in Zentralamerika
langsam salonfähig wird. Dass damit
aber das patriarchale System, auf dem
die Gesellschaft aufgebaut ist, in Fra-
ge gestellt wird, formuliert eine Teil-
nehmerin sehr treffend:

"Seit der Feminismus und seine

dung vieler Zivilpersonen dieser bei-
den Länder. Bill Clinton für 78 Tage
und Nächte Bombenangriffe gegen die
Zivilbevölkerung Ex-Jugoslaviens, so-
wie gegen Somalia, Bosnien, den Su-
dan und Afghanistan. Ronald Reagan
für die Angriffe in El Salvador, Nica-
ragua, Guatemala, Grenada und Li-
byen. Gerald Ford für sein Einver-
ständnis zum Völkermord in Osttimor.
Auch Richard Nixon, Wesley Clark,
Norman Schwarzkopf, Elliot Abrams,
Casper Weinberger, Oliver North,
Henry Kissinger und viele mehr, die
auf höchster Ebene diejenigen unter-
stützt, bewaffnet und finanziert ha-
ben, die Grässlichkeiten gegen ihre
eigene Bevölkerung begangen haben.

Plötzlich gerät das fundamentalis-

tische Taliban-Regime in die Schlag-
zeilen, da vermutet wird, dass sich
Osama bin Laden in Afghanistan auf-
hält, der Hauptverdächtige für den An-
schlag in den Vereinigten Staaten. Der
Terror, den die afghanische Regierung
gegen die eigenen Frauen ausübt, in
dem ihnen sämtliche Rechte verwehrt
werden, hat aber den Weg in die in-
ternationalen Schlagzeilen nicht gefun-
den.

Am 11. September, dem Tag  der
Zerstörung in den Vereinigten Staaten,
hat sich in Guatemala der 11. Jahres-
tag der Ermordung der Anthropolo-
gin Myrna Mack gejährt, die sich ihr
Leben lang für die Unterdrückten ein-
gesetzt hat. Myrna war eines der Op-
fer der antikommunistischen Paranoia,

die in unserem Land von der US-ame-
rikanischen Regierung genährt wur-
de. Am 10. Oktober werden sich die
drei der Drahtzieherschaft angeklag-
ten Militärs, Juan Valencia Osorio, Juan
Oliva Carrera und Edgar Godoy Gai-
tán vor Gericht verantworten müssen.
Ein Prozess, geprägt von Drohungen
gegen RichterInnen und ZeugInnen,
geprägt von Korruption, Verzögerung,
und von der Ermordung eines Krimi-
nalbeamten. Auch in diesem Fall hat
es viele, die ihre verletzlichsten Teile
angegriffen sehen. Und trotz der elf
Jahre seit ihrer Ermordung ist Myrna
Mack lebendiger denn je in der Erin-
nerung all derer, die für Frieden und
Gerechtigkeit kämpfen.

(Laura E. Asturias, Siglo XXI)

Forderungen als gesellschaftliches
Konzept an Akzeptanz gewinnen, feh-
len diejenigen nicht, die behaupten,
dass 'diese Geschlechterdinge einzig
dazu dienen, die Familien zu zerstö-
ren'. Uns Feministinnen unterschiebt
man ein kleinliches Denken. Dabei
wollen wir einzig die partriarchale
Familie als solche dekonstruieren, in
der der Mann als einzige Autorität fun-
giert und in der die Rechte der Frauen
und Kinder tagtäglich und straflos
verletzt werden. Über die Familie hin-
aus wollen wir die sozialen Struktu-
ren verändern, die Männlichkeit als
wertvoller und wichtiger einstufen.
Entsprechend erstaunt es nicht, dass
der Feminismus eine Bedrohung dar-
stellt für ein System, dass sich von
Unterdrückung und Ungerechtigkeit
nährt, und eine Bedrohung ist für die-
jenigen, die mit diesem System zufrie-
den sind".

Einigung zwischen ArbeitgeberInnen und den Gewerkschaften
Guatemala, 15. Sept. Nach zehn

Jahren erfolgloser Verhandlungen über
eine Gehaltserhöhung für Landarbeiter-
Innen, konnten sich die ArbeitgeberIn-
nen und die Gewerkschaften auf einen
neuen Minimallohn einigen.

Gemäss Abkommen soll die Ge-
haltserhöhung in zwei Etappen durch-
geführt werden, eine im April und die
andere im Oktober 2002. Konkret heisst
das, dass der Tagesgehalt für Landar-
beiterInnen bis März 2002 weiterhin
25.08 Quetzales beträgt, ab April dann
auf 26 Q täglich erhöht wird und ab Ok-
tober 2002 auf 27.75 Q. Insgesamt also

eine Erhöhung von 2.67 Quetzales, was
beim aktuellen Kurs 0.34 US-$ ausmacht.
Ein lächerlicher Betrag, bedenkt man,
dass als Folge der Mehrwertsteuererhö-
hung die Preise für Grundnahrungsmit-
tel bis zu 10% angestiegen sind.

Die Einigung kam zu Stande, da
beide Seiten verhindern wollten, dass die
Gehaltserhöhung per Regierungsdekret
erfolgt, wie das in den letzten Jahren je-
weils der Fall war.

Carlos Contreras, Vertreter der Ar-
beitgeberseite, bezeichnete das Abkom-
men als historisch. Keine der beiden
Seiten sei voll auf ihre Rechnung gekom-

men, doch man habe eine Kompromiss-
lösung aushandeln können.

Rigoberto Dueñas, der die Arbeit-
nehmerInnenseite vertrat, sprach von ei-
nem Präzedenzfall, der Auswirkungen
auf andere Sektoren haben werde.

Im unterzeichneten Abkommen
heisst es weiter, man wolle die bestehen-
den Arbeitsplätze erhalten und neue
schaffen. Dies wurde von Carlos Arias,
Vertreter des Unternehmerverbandes
CACIF, als ein erstes Zeichen gewertet,
dass die ArbeiterInnen, die Unterneh-
merInnen und die Regierung am glei-
chen Strick ziehen.
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12. MINUGUA-Bericht über Menschenrechtssituation
Guatemala, 4. Sept. Der 12. Bericht

der MINUGUA über die Situation der
Menschenrechte in Guatemala umfasst
die Zeit vom 1. Juli 2000 bis zum 30. Juni
2001. Die Situation wird als stagnierend
bis rückschrittlich beschrieben und in
einen direkten Zusammenhang mit den
anderen Friedensabkommen gebracht,
deren Umsetzung auch keinen Schritt
vorankommt. Von dieser Situation am
meisten betroffen sind die historisch
marginalisierten Gruppen wie die Indí-
genas und die Frauen.

Im guatemaltekischen Menschen-
rechtsabkommen ist festgehalten, dass
MINUGUA ein besonderes Augenmerk
auf die Einhaltung der zivilen und politi-
schen Rechte wirft. In vergangenen Jahr
hat MINUGUA 3986 Verletzungen die-
ser Rechte beobachtet. Der Bericht be-
schreibt im Anhang exemplarisch 67 die-
ser Fälle. MINUGUA machte aber nicht
nur eine quantitative sondern auch eine
qualitative Analyse der Menschen-
rechtsverletzungen. Dabei werden zwei
Faktoren speziell erwähnt: Die Straflo-
sigkeit und das Weiterbestehen von aus
dem bewaffneten Konflikt 'geerbten'
Strukturen.

Die Lynchjustiz und der Macht-
missbrauch von Polizeiangehörigen sind
die beiden Hauptgründe für die Verlet-
zung des Rechts auf Leben. Während
der untersuchten Zeit hat die Beteili-
gung von Mitgliedern der Gemeindere-
gierungen und von Angehörigen der
ehemaligen Zivilpatrouillen an Lynch-
morden zugenommen. In verschiedenen
Regionen trugen die Fälle von Lynchju-
stiz zu einer Situation der Unregierbar-
keit bei, in der auch andere Menschen-
rechte verletzt wurden.

MINUGUA stellte fest, dass Lynch-
justiz häufiger in Gebieten angewendet
wird, in denen während dem Krieg die
sozialen Netze zerstört wurden. Das feh-
len jeglicher Politik zur Prävention und
Bekämpfung der Lynchjustiz, wirken,
ebenso wie die Straflosigkeit, geradezu
ermutigend. Im untersuchten Zeitraum

fanden 88 Fälle von Lynchjustiz statt,
das sind pro Monat rund 7 Fälle.

Die zivile Nationalpolizei ist verant-
wortlich für eine hohe Anzahl von Men-
schenrechtsverletzungen. Der Macht-
missbrauch durch Polizeiangehörige
äussert sich in aussergerichtlichen Hin-
richtungen und in Folterungen von Ver-
hafteten mit Todesfolgen. Die Polizeibe-
richte sind so verfasst, dass es unmög-
lich ist, die Schuldigen zu eruieren. Im
Verlaufe des letzten Jahres wurden auch
zwei Fälle von aussergerichtlicher Hin-
richtung bekannt, in die zweifellos An-
gehörige des Militärs involviert sind.
MINUGUA beizeichnet diese Morde als
'soziale Säuberung'.

Zugenommen haben auch die Mor-
de und andere Delikte, deren Urheber-
schaft in illegalen und klandestinen
Strukturen zu suchen sind. MINUGUA
hat einen beunruhigenden Zusammen-
hang gefunden zwischen Gewaltdelikten
und der Vorgehensweise einer Gruppe,
der Mitglieder der ehemaligen Geheim-
dienstabteilung "Archivo" angehören.
Diese Gruppe hat Kontakte zu Personen,
die öffentliche Ämter bekleiden und ent-
zieht sich jeglicher polizeilichen Kontrol-
le. In diesem Zusammenhang sind auch
die Ermordung von Gefangenen zu se-
hen, z.B. diejenigen des wegen einer Klei-
nigkeit inhaftierten Luis Carlos García
Pontaza, der aber als Zeuge im Fall Ge-
rardi gegen die Angeklagten hätte aus-
sagen sollen. Zu Beunruhigung Anlass
geben auch die Angestellten privater Si-
cherheitsfirmen und die mangelnde Au-
torität des Staates über diese Firmen.

MINUGUA stellte im letzten Jahr
beinahe eine Verdoppelung der Todes-
drohungen gegen Justizangestellte,
JournalistInnen, Menschenrechtsaktivi-
stInnen und PolitikerInnen fest. Auch
diese Praxis schreibt MINUGA klar Leu-
ten zu, die mit 'Methoden vergangener
Zeiten' arbeiten. Beunruhigend ist, dass
es in solchen Fällen oft hohe Staatsan-
gestellte sind, die an der Seriosität der
Personen zweifeln, die bedroht werden.

Dies, obwohl sich die Regierung im
Menschenrechtsabkommen dazu ver-
pflichtet hat, jeder Anzeige nachzuge-
hen und die Bedrohten zu schützen.

Als Hauptproblem beim Schutz der
Menschenrechte sieht MINUGUA zwei-
fellos die systematische Straflosigkeit.
53% der von MINUGUA aufgenomme-
nen Menschenrechtsverletzungen be-
ziehen sich auf Unterlassungen und Feh-
ler der Justiz. Straflosigkeit ist eine Fol-
ge der mangelnden Koordination zwi-
schen der Polizei, der Staatsanwaltschaft
und den Gerichten. Dies wird unterstützt
bzw. ausgenutzt von den noch funktio-
nierenden Strukturen aus der Zeit des
internen Konfliktes.

Das Urteil im Fall Gerardi wird als
ein Erfolg im Kampf gegen die Straflo-
sigkeit gewertet. Als Gegenstück dazu
nennt MINUGUA die Flucht von 78 Ge-
fangenen aus dem Hochsicherheitsge-
fängnis in Escuintla, an der laut MINU-
GUA Wachpersonal des Gefängnisses
beteiligt gewesen ist. Diese Flucht hatte
auch einen psychologischen Effekt bei
der Bevölkerung, deren Glauben an die
Behörden und die Justiz schon vorher
nicht sehr stark war.

Der Bericht von MINUGUA endet
mit konkreten Empfehlungen an die gua-
temaltekische Regierung:

Als Kernpunkt sieht MINUGUA
die Umsetzung der in den Friedensab-
kommen festgelegten Punkte, wie die
Auflösung des militärischen Geheim-
dienstes (EMP), die Schaffung eines
dem Innenministerium unterstellten zi-
vilen Geheimdienstes und die Ausarbei-
tung eines neuen Militärleitbildes. Auf
gesetzlicher Ebene sind es: Schaffung
eines Zivildienstes, Reform des Waffen-
und Munitionsgesetzes, Verabschie-
dung des Parteien- und Wahlgesetzes,
des Kinderschutzgesetzes und des Ad-
optionsgesetzes und Einsetzung der
Kommission für Frieden und Einheit,
die sich um die Wiedergutmachung für
die Opfer des bewaffneten Konfliktes
kümmert.

Radiojournalist ermordet
oder berichtete über die Massenentlas-
sungen im Hafen von Puerto Barrios. In
seiner letzten Sendung, die einen Tag
vor seiner Ermordung ausgestrahlt wur-
de, stellte er das Verhalten des FRG-
Abgeordneten David Pineda in Frage.

Sein Kollege, Enrique Aceituno,
Journalist beim selben Radio, gab nach
der Ermordung von  Alegría seine Ar-
beit auf. Auch er erhielt in den letzten
Wochen Todesdrohungen.

Guatemala, 6. Sept. Unmittelbar vor
seinem Haus wurde der Radiojournalist
Jorge Mynor Alegría Armendáriz in Pu-
erto Barrios von Unbekannten erschos-
sen. Alegría hatte verschiedentlich To-
desdrohungen erhalten, für den kriti-
schen Inhalt seiner Sendung Linea Di-
recta, die im Radio Amatique ausge-
strahlt wird. In seinen Programmen de-
nunzierte er Fälle von Korruption auf Ge-
meindeebene oder in der Zollbehörde

Die staatliche Menschenrechts-
kommission (PDH) bezichtigte die Un-
tersuchung der Polizei und der Staats-
anwaltschaft der Unregelmässigkeiten
und bezeichnet die Ermordung als einei-
nen Fall von sozialer Säuberung. Auch
MINUGUA spricht in ihrem 12. Bericht
über die Situation der Menschenrechte
von einer bedenklichen Zunahme der
Verletzung des Rechts auf freie Mei-
nungsäusserung.
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Guatemala, 12. Sept. Die aus ver-
schiedenen Nichtregierungsorganisatio-
nen zusammengesetzte Instanz für Frie-
den und Einigkeit, rief die internationa-
le Gemeinschaft auf, die guatemalteki-
sche Regierung nicht weiter zu unter-
stützen, solange sie sich weigere, ein
Abkommen zu unterschreiben, dass die
Wiedergutmachung an den Opfern des
bewaffneten Konfliktes regelt.

Seit Monaten seien sie in Verhand-
lung mit dem Friedenssekretariat (SE-
PAZ) und der präsidialen Menschen-
rechtskommission (COPREDEH), um ein
solches Abkommen auszuarbeiten, er-
klärte Claudia Samayoa von der Instanz.
Wenige Stunden bevor das Abkommen
hätte unerzeichnet werden sollen, blies
die SEPAZ die Sache ab, mit der Begrün-
dung, im Regierungsbudget des Jahres
2002 seien die für die Umsetzung des
Abkommen notwendigen 40 Mio. Quet-
zales nicht erwähnt.

Für Samayoa ist dies ein eindeuti-
ges Zeichen von mangelndem politi-
schen Willen der Regierung, die Frie-
densabkommen und die Empfehlungen

der Wahrheitskommission umzusetzen.
Als weiteres Beispiel dieses fehlenden
Willen zählt sie die staatliche Kommissi-
on für Wiedergutmachung und Eintracht
auf, die zwar auf dem Papier geschaffen,
doch noch nicht ernannt wurde.

Der Aufruf der Instanz, finanzielle
Unterstützung an die Einhaltung der
Abkommen zu binden, richtet sich expli-
zit an die Konsultivgruppe, die sich Ende
November in Washington trifft.

Die Konsultivgruppe, zusammen-
gesetzt aus mehr als 25 internationalen
Finanzinstitutionen und 'befreundeten
Ländern' des Friedensprozesses in Gua-
temala, hatte 1997, nach der Unterzeich-
nung der Friedensabkommen, 1,9 Milli-
arden US-$ für die Umsetzung der Ab-
kommen gesprochen.

Die Instanz für Frieden und Einig-
keit ist aber nicht die einzige, die im Hin-
blick auf das Treffen in Washington ak-
tiv wurde. Der Unternehmerverband CA-
CIF und weitere Organisationen aus dem
zivilgesellschaftlichen Sektor gaben be-
kannt, sie würden nicht zu dem Treffen
erscheinen. Der Regierung ginge es nur

darum, gut dazustehen, und die heikle-
ren Themen zu vermeiden, wie aus der
Traktandenliste zu sehen sei, argumen-
tiert der CACIF. Zusammen mit der Re-
gierung an diesem Treffen teilzunehmen
würde bedeuten, mit ihrer Politik einver-
standen zu sein, ist ein anderes Argu-
ment. Immerhin wurde von der Regie-
rung nachträglich noch das Thema Hun-
ger und Armut auf die Traktandenliste
gesetzt.

Auch in der Zivilgesellschaft be-
steht Uneinigkeit darüber, ob es sinn-
voll ist oder nicht, am Treffen der Kon-
sultivgruppe teilzunehmen.

Arnoldo Noriega vom Institut für
politische, wirtschaftliche und soziale
Studien (IPES) mahnt, dass das Treffen
der Konsultivgruppe kein sozialer An-
lass sei, wo man hingehe oder nicht. Es
sei ein Treffen, wo es um die Zukunft
von Guatemala ginge. Und schliesslich
hätte die Zivilgesellschaft, die Indíge-
na- und Frauenorganisationen auch von
den 1,9 Milliarden profitieren können, die
die Konsultivgruppe vor vier Jahren
gesprochen habe.

Vor dem Treffen der Konsultivgruppe

Hunger auch in Guatemala
Guatemala, 10. Sept. In einer kürz-

lich von UNICEF herausgegebenen Stu-
die wird die Ernährungssituation in Gua-
temala mit derjenigen in Somalia verglei-
chen: In sieben der 22 Departements lei-
den über 10% der Kinder im schulpflich-
tigen Alter an Unterernährung.

Erst als Ende August die ersten
Meldungen über Hungertote in den gua-
temaltekischen Zeitungen erschienen,
wurde bekannt, dass im Verlauf des Jah-
res bereits 41 Menschen an Hunger ge-
storben sind. Dabei ist man sich einig,
dass der Hunger und die Armut struktu-
relle Probleme sind. Dazu kommen die
ausgedehnte Dürrezeit und die durch die
Krise im Kaffeehandel erhöhte Arbeits-
losigkeit vieler SaisonarbeiterInnen.
Dazu kommt ebenfalls die Indifferenz der
jeweiligen Regierungen gegenüber War-
nungen und Hinweisen der sozialen und
Volksorganisationen bezüglich Armut
und extremer Armut.  Im Moment am
stärksten betroffen sind die Gemeinden
Jocotán und Camotán, Departement Chi-
quimula, wo ca. 2900 Bauernfamilien
wegen der Dürre ihre Ernte verloren ha-
ben. Unterdessen sind ähnliche Meldun-
gen aus Gemeinden in Huehuetenango
bekannt geworden. Im ganzen Land
spricht man von rund 13'000 Familien,
die vom der Hunger betroffen sind.

Bekanntlich wird in Guatemala je-
des Thema und jedes Ereignis politisiert

- so auch die Hungertoten in Chiquimu-
la. Die erste Reaktion von Präsident Por-
tillo auf die Meldungen über die Hun-
gertoten, war, er habe im Moment ande-
re Prioritäten. Dafür äusserte sich Vize-
präsident Reyes López: Die Regierung
habe keine Ressourcen, um Programme
für unterernährte Mütter und Kinder
durchzuführen. Der Vize des Gesund-
heitsministeriums, Julio Molina, wusste
nichts von einer Hungersnot und wies
darauf hin, dass das Landwirtschafts-
ministerium für die Ernährung zuständig
sei. Dieses wiederum griff achselzuckend
auf das Argument der strukturellen Ar-
mut zurück...

Die ersten, die reagierten, waren die
Medien und die sozialen Organisatio-
nen, die gemeinsam die Bevölkerung
dazu aufriefen, sich mit ihren Landsleu-
ten zu solidarisieren und Lebensmittel,
Geld oder Medikamente zu spenden. Im
selben Zug begannen auch die Vorwür-
fe an die Regierung, nichts zu unterneh-
men, um den Hungerleidenden zu hel-
fen. Auf diesen Angriff sah sich Portillo
dann doch genötigt, zu reagieren. Er zeig-
te sich allerdings erstaunt darüber, dass
um die Hungersnot in Chiquimula so viel
Aufsehen gemacht wird, sei es doch ein
offenes Geheimnis, dass in Guatemala
80% der Bevölkerung in Armut lebe. Und
fügte hinzu: "Deshalb setze ich mich für
eine Steuerreform ein, um der Armut et-

was entgegenzusetzen. Immerhin wären
0.5% der Einnahmen der Mehrwertsteu-
er für Ernährungsprogramme für Schul-
kinder gedacht. Aber anstatt mich zu un-
terstützen, kritisieren 'sie' mich dau-
ernd."

Nebst den Lebensmittellieferun-
gen, die von der solidarischen Bevölke-
rung gespendet wurden, schickte auch
das Welternährungsprogramm 346 Ton-
nen Lebensmittel nach Chiquimula.
Auch die Regierung von Venezuela
schickte 15 Tonnen Lebensmittel nach
Guatemala. Endlich sah sich auch die
guatemaltekische Regierung gezwun-
gen, zu reagieren. Als erstes wurde (ein-
mal mehr) für dreissig Tage der landes-
weite Notstand ausgerufen. Weiter wur-
de informiert, dass die Regierung für
nächstes Jahr ein Nothilfeprogramm aus-
arbeitet, um die Armut und den Hunger
zu bekämpfen. Dieses Programm sieht
den Bau von Strassen und Wasserlei-
tungen vor. Dafür budgetiert sind 5 Mil-
liarden Quetzales (6'250'000 Mio. US-$).
Dies ist ein ziemlich hoher Betrag, ver-
glichen mit dem Gesamtbudget für das
Jahr 2002, das 26 Milliarden Quetzales
beträgt...

Unterdessen wurde aus Chiquimu-
la bekannt, dass die Lebensmittel, die
als Nothilfe geschickt wurden, bereits
ausgegangen sind und die Leute wieder
hungern.
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Alle Jahre wieder: Diskussion um Haushaltsbudget
spielt eigentlich gar keine Rolle, ob der
Kongress das Budget annimmt oder ab-
lehnt, denn es wird nachher sowieso
nach Lust und Laune der Exekutive ver-
ändert und angepasst".

Aber es gab noch andere Kritiken:
Der Abgeordnete der Unionistas, Ala-
varo Hugo Rodas  kritisierte, dass der
Indígenafonds nicht mehr im Budget auf-
geführt ist und fragte, ob wohl die
Schliessung dieser Institution geplant
ist. Ebenfalls stört er sich  an der über
25%igen Erhöhung des Militärbudgets
und erinnerte an die in den Friedensab-
kommen festgelegte Reduzierung des
Militärapparates.

Mit dem Argument, die öffentlichen
Ausgaben zu priorisieren, legte die FRG
dem Kongress eine Initiative zur Auflö-
sung des Sekretariats für strategische
Analysen (SAE) vor. Dessen Leiten, Ed-

gar Gutiérrez, ist der Partei schon lange
ein Dorn im Auge, ist er zwar enger Ver-
trauter von Präsident Portillo, vertritt
aber sonst nicht die Parteilinie. Das SAE
verfügte letztes Jahr über ein Budget von
rund 11 Millionen Queztales, doch wur-
de dieses im Verlauf des Jahres auf über
das Doppelte erhöht. Gutiérrez wird auch
vorgeworfen, Informationen an die Pres-
se weiterzugeben, z.B. im Fall der Stimm-
abgabe Guatemalas gegen Kuba in der
UNO-Menschenrechtskommission (sie-
he ¡fijáte! 236).

Auch die Schaffung des SAE ist
eine Konsequenz der Friedensabkom-
men, in denen die Auflösung des militä-
rischen (EMP) und die Schaffung eines
zivilen Geheimdienstes festgelegt wur-
de. Der EMP wurde bisher nicht aufge-
löst, dafür soll nun der Zivile wieder ver-
schwinden.

Guatemala, 13. Sept. Das von Fi-
nanzminister Eduardo Weymann vorge-
legte Haushaltsbudget für das Jahr 2002
beträgt rund 26 Milliarden Quetzales und
ist damit 2 Milliarden höher als das dies-
jährige. Davon ist etwas mehr als die
Hälfte für die Aufrechterhaltung der In-
frastruktur und für Gehälter vorgesehen,
rund ein Viertel für soziale Investitionen
und der Rest zur Tilgung der staatlichen
Schulden. Deutlich gestiegen  sind die
Beträge für Erziehung und Gesundheit.
Rund 85% des Geldes, das nächstes Jahr
die Staatskasse füllen soll, erhofft sich
Weymann durch die Steuern einzuneh-
men.

Das Budget liegt nun der Finanz-
kommission des Kogresses zur Begut-
achtung vor. Die wohl treffendste Kritik
daran  hat die ANN-Kongressabgeord-
nete Nineth Montenegro geäussert: "Es

Was geschieht, wenn es Ríos Montt einmal nicht mehr gibt?
Guatemala, 11. Sept. Die einen

wünschen es sich inniglich, die andern
stellen sich die Frage mit Bange. Die
überraschende Internierung des 75-jäh-
rigen Ríos Montt in eine Herzklinik liess
die Frage über die Zukunft der FRG und
der Regierung 'ohne Ríos Montt' aktuell
werden. Das Schweigen der Partei und
der Familie Montt's über den Gesund-
heitszustand des Kongresspräsidenten,
liess den Spekulationen freien Lauf.

Man nimmt an, dass es einen
Kampf darum geben wird, wer die Füh-
rung der FRG übernehmen würde, falls
Ríos Montt sein Amt abgibt. Die einen
nennen Zury Ríos Sosa als die natürli-
che Erbin der Autorität ihres Vaters, an-
dere nennen den Vizepräsidenten Juan
Francisco Reyes López, wieder andere
den stellvertretenden Generalsekretär

der FRG, Aristides Crespo.
Tatsache ist, dass es Ríos Montt

ist, der die Partei zusammenhält. Er ist
der Stimmenführer, alle andern nur sein
Echo. Ohne ihn wird die Partei ihre Ein-
heit verlieren. Zury ist 'bloss' die Toch-
ter, Reyes López hat den Ruf eines stö-
renden Möchtegern-Generals und
Crespo hat es nie geschafft, aus seinem
Schatten zu treten.

Das Fehlen einer Führerpersönlich-
keit in der FRG würde wohl keine unmit-
telbaren Auswirkungen haben, gibt es
doch nebst zahlreichen OpportunistIn-
nen genügend Leute, die dem General
treu sind und die Exekutive und die Le-
gislative unter Kontrolle halten würden.
Die Frage wäre dann, ob die Opposition
stark genug ist, um gegen diese 'Partei
ohne Führer' etwas auszurichten.

Die Krankheit Ríos Montts hat aber
noch eine ganz andere Komponente: Die
Tatsache, dass der General sich nicht im
Ausland behandeln lässt, sondern in der
Herzklinik UNICAR, lässt darauf schlies-
sen, dass er befürchtet, er könne ein
ähnliches Schicksal durchlaufen wie Pi-
nochet, wenn er das Land verlässt. Vor
einigen Monaten wollte er die sich mehr-
heitlich in privaten Händen befindende
UNICAR  unter staatliche Aufsicht stel-
len, was zur Folge gehabt hätte, dass
die Leistungen der Klinik nachgelassen
hätten.

Laut offiziellen Meldungen vom 13.
September wurde Ríos Montt nicht ope-
riert. Es gehe ihm gut, er sei einfach
müde und müsse sich erholen, erklärte
Aristides Crespo. Noch einmal Glück
(oder Pech?) gehabt!

Guatemala, 9. Sept.  An der Natio-
nalversammlung der URNG vom 26.
August wurde Alba Estela Maldonado
(Ex-Comandante Lola) zur neuen Gene-
ralsekretärin der Partei gewählt. Wenige
Tage danach erschien in der Tageszei-
tung Siglo XXI ein Interview mit ihr.

Darin erzählte sie, dass sie ihre Wahl
nicht als einen persönlicher Erfolg be-
trachte, sondern als das Ergebnis des
historischen Kampfes der Frauen. Es
habe bereits Frauen gegeben, die sich
gegen die spanischen Invasoren wehr-
ten und in dieser Tradition habe es im-
mer Frauen gegeben, die bewaffnet oder

unbewaffnet kämpften.
Dass die URNG eine Frau zur Ge-

neralsekretärin gewählt habe, werfe ein
gutes Licht auf die Partei, meinte Mal-
donado weiter und hofft, dass noch mehr
Frauen Entscheidungspositionen ein-
nehmen werden. Wenn aber Pablo Mon-
santo sage, die Frauen müssten sich
diesen Raum erkämpfen, irre er sich, die
Frauen hätten sich ihren Raum schon
lange erkämpft. Jetzt gehe es darum, ihn
zu verteidigen, meinte sie.

Weiter wehrte sie sich gegen den
Vorwurf, nur die Marionette von Rodri-
go Asturias (Gaspar Ilom) zu sein. Diese

Interview mit Ex-Comandandte Lola
Ansicht sei eine Vereinfachung der Si-
tuation, politische Prozesse fänden nicht
bloss zwischen zwei Personen statt.
Ausserdem sei dies eine völlig machi-
stische Sichtweise, die es den Frauen
nicht zutraue, an der Spitze einer Orga-
nisation zu stehen und sowohl Männer
wie auch Frauen zu vertreten.

Sie wolle nicht von einer neuen
Etappe in der Geschichte der URNG spre-
chen. Sie sei genauso eine Veteranin wie
Pablo Monsanto oder Rodrigo Asturias
und werde den alten Prinzipien der Re-
volution treu bleiben, versprach Ex-Co-
mandante Lola.


